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Während ich diese Zeilen schreibe, ist die Dis-
kussion zur Novelle des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes (TROG) in vollem Gange und es lässt 
sich momentan nicht abschätzen, wann und in 
welcher Form diese Novelle letztlich beschlossen 
wird. Der Tiroler Gemeindeverband hat jeden-
falls seine Stellungnahme nach Beratungen mit 
Bauamtsleitern und im Vorstand abgegeben. 
Ich danke allen, die hier ihre Erfahrungen und 
ihren Sachverstand eingebracht haben. In der 
Folge konnten wir in Gesprächen mit LR Chris-
tian Switak und Dr. Peter Hollmann von der Ab-
teilung Raumordnung viele Dinge klarstellen und 
im Sinne der Gemeinden verfeinern. Gerade im 
Bereich der Bebauungsplanungen und der Ver-
fahrensabläufe könnte eine Erleichterung für die 
Verwaltung eintreten. Die Bürger würden einige 
Papiere weniger brauchen und mitunter einige 
Monate früher eine Erledigung erhalten. Sowas 
würde zweifellos quer durchs Land von Pins-
wang bis Nikolsdorf als Fortschritt empfunden. 
Nicht einigen konnten wir uns in der Frage der 
Widmungsabgabe. Zunächst glauben wir nicht 
an eine nennenswerte Baulandmobilisierung (das 
kann man freilich auch anders sehen), aber auf 
alle Fälle sind wir der Auffassung, dass sie, wenn 
sie denn überhaupt kommt, in die Gemeindekas-
sen zu fl ießen hat. Für völlig falsch hielte ich je-
doch, überhaupt keine Novelle zu beschließen, 
nur weil man sich über die Widmungsabgabe 
nicht einigen kann.
In der Umsetzung des Tiroler Flurverfassungs-
gesetzes gibt es gelegentliche Lichtblicke, wie 
etwa im Falle der klaren Entscheidung des Lan-
desagrarsenates zur Agrargemeinschaft Mieders 
oder der Abteilung Agrargemeinschaften in der 
Agrargemeinschaft Mieders einen Sachwalter 
einzusetzen.  Ein erheblicher Schönheitsfehler 
ist freilich, dass einem Einspruch aufschiebende 
Wirkung zuerkannt wurde und damit die Müh-
le in Mieders wieder still steht. Mitte September 
wurde der Sachwalter installiert und wir können 
gespannt beobachten, wann er spürbar wird. In 
diesem Jahr sicher nicht mehr, darauf wette ich. 
Unverändert ist es auch so, dass noch keine Ge-
meinde Geld aus den Substanzerträgen gesehen 
hat. Ich habe zudem den Eindruck, dass immer 
dann, wenn im Vollzug ein Interpretationsspiel-
raum gegeben ist (und sei er noch so klein), ge-
gen die Gemeinden entschieden wird. Beispiele, 
die diese Einschätzung untermauern, können ge-
liefert werden.
Noch ein Wort zu unserem Projekt, den gemein-
samen, gemeindeübergreifenden Einkauf voran-

zutreiben und damit Einsparungspotenziale zu 
nutzen:
Die Tiroler Gemeinden haben mit der Gründung 
der GemNova DienstleistungsGmbH ihr Bekennt-
nis zur interkommunalen Zusammenarbeit ab-
gegeben. Die GemNova DienstleistungsGmbH 
bietet den Gemeinden die Möglichkeit, über 
eine gemeinsame Einkaufsplattform Produkte 
gemeinsam zu günstigeren Konditionen zu be-
schaffen. Zur Finanzierung dieser Gesellschaft 
war ursprünglich vorgesehen, dass die teilneh-
menden Gemeinden einen Mitgliedsbeitrag, der 
nach Gemeindegröße gestaffelt war, entrichten 
müssen. Die Gemeinden sollten dann je nach 
Umfang ihrer Bestellungen Boni erhalten.

Dieses Modell der Mitgliedsbeitragsfi nanzierung 
und Bonusvergütungen hat sich jedoch als sehr 
mühsam herausgestellt. In unzähligen Gesprä-
chen der Geschäftsführer Rathgeb und Bode-
mann war festzustellen, dass die Gemeinden 
und auch die Planungsverbände diesem Projekt 
grundsätzlich sehr positiv gegenüber stehen. Die 
Einholung von Gemeinderatsbeschlüssen zum 
Mitgliedsbeitrag und zu einer vertraglichen Bin-
dung auf drei Jahre ist allerdings sehr schleppend 
verlaufen. 
Der Vorstand des Tiroler Gemeindeverbandes hat 
sich in seiner Sitzung am 18. Oktober eingehend 
damit beschäftigt und ist zum Schluss gekom-
men, dass es sinnvoller ist, wenn alle Tiroler Ge-
meinden ohne Mitgliedsbeitrag und Bonusver-
gütung an der Plattform teilnehmen können. Die 
Finanzierung der Gesellschaft erfolgt dann durch 
den Tiroler Gemeindeverband über einen Teil des 
Mitgliedsbeitrages, der von den Gemeinden ein-
gehoben wird. Damit können die Verantwortli-
chen dieser Plattform sofort mit der Umsetzung 
des Unternehmenszweckes, nämlich Mengenge-
rüste zu erheben, Produktgruppen zu entwickeln 
und Preisverhandlungen zum Nutzen der Tiroler 
zu führen, beginnen.

Weitere Infos zur Beschaffungsplattform erhal-
ten Sie in den nächsten Tagen direkt von den 
Geschäftsführern der GemNova Dienstleistungs-
GmbH.

Bgm. Mag. Ernst Schöpf
Präsident des Tiroler Gemeindeverbandes 

Liebe Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, geschätzte Leser!

Herzlichst Euer
Bgm. Mag. Ernst Schöpf
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Mit mehr als 2.000 BürgermeisterInnen und Ge-
meindevertreterInnen ist der 57. Österreichische 
Gemeindetag in Graz über die Bühne gegangen. 
Der Veranstaltungsort wechselt jedes Jahr zwi-
schen den Bundesländern, im Vorjahr war Lech 
am Arlberg der Austragungsort, im Jahr 2011 
wird Kitzbühel gastgebende Gemeinde sein. 
Große Aufmerksamkeit erregte schon im Vor-
feld eine Pressekonferenz des Gemeindebundes 
in Wien, bei der eine Studie über die fi nanziel-
len Verfl echtungen zwischen Bundesländern 
und Gemeinden vorgestellt wurde. Wichtigstes 
Ergebnis: Der Saldo hat sich in den vergange-
nen Jahren sehr zu Lasten der Gemeinden ver-
schlechtert. Rund 414 Mio. Euro überweisen 
die Gemeinden den Bundesländern mehr, als 
sie umgekehrt von den Ländern an Zahlungen 
und Transfers erhalten. Im Jahr 2002 waren es 
erst 63 Mio. Euro. „Natürlich stehen diesen Zah-
lungen auch Leistungen gegenüber“, sagt Ge-
meindebund-Chef Bgm. Helmut Mödlhammer. 
„Trotzdem ist festzuhalten, dass sich der Saldo 
deutlich verschlechtert hat. Das zeigt nun auch 
wissenschaftlich, dass den Gemeinden immer 
mehr Leistungen  und auch Ausgaben aufge-
bürdet werden. So haben etwa im Bereich der 
Kinderbetreuung die Gemeinden rund 65% al-
ler entstehenden Kosten zu tragen.“ 
Unmittelbar vor dem Gemeindetag selbst tag-
te – auch schon in Graz – das höchste Gremi-
um des Gemeindebundes, der Bundesvorstand. 
Im Mittelpunkt der Beratungen stand auch hier 

die fi nanzielle Lage der Gemeinden. „Vor allem 
in der Pfl egefi nanzierung muss es jetzt noch 
im Herbst zu neuen Finanzierungswegen kom-
men“, forderte Mödlhammer. „Die Gemeinden 
können diese Last nicht mehr alleine stemmen, 
wir haben hier Kostenzuwächse pro Jahr, die im 
zweistelligen Prozentbereich liegen.“ In einer 
Resolution forderte der Bundesvorstand den 
Bund zudem auf, die Arbeiten zur Erstellung des 
Budgets voranzutreiben. Die Gemeinden wür-
den ansonsten in Schwierigkeiten geraten, ihre 
eigenen Budgets zeitgerecht zu erstellen. Eben-
so fordern die Gemeinden die adäquate Beteili-
gung an etwaigen zusätzlichen Einnahmen und 
Steuern. „Wir haben die Kosten der Krise mitge-
tragen, es muss klar sein, dass wir auch an zu-
sätzlichen Einnahmen partizipieren“, stellte der 
Gemeindebund-Chef klar. 
Am Donnerstag, dem 9. September, wurden 
schließlich der Gemeindetag und die Kommunal-
messe offi ziell von Mödlhammer eröffnet. „Wir 
treffen einander einmal pro Jahr, um gemein-
sam ein Zeichen der Stärke zu setzen“, so Mödl-
hammer in seinen Eröffnungsworten. „Mehr als 
2.000 Kommunalpolitiker auf einem Fleck sind 
ein gewaltiges Zeichen der Geschlossenheit, das 
im Bund und den Ländern nicht übersehen wer-
den kann.“ Als Bürgermeister von Graz und Ver-
treter des Städtebundes begrüßte Siegfried Nagl 
die Delegierten. „Ich freue mich sehr, dass wir 
als Stadt Graz die Ehre haben, für einige Tage 
das kommunalpolitische Zentrum Österreichs zu 
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sein“, sagte Nagl sichtlich beeindruckt. Im An-
schluss an die Eröffnung statteten Mödlhammer 
und Nagl den vielen, vielen Messeausstellern der 
Kommunalmesse einen Besuch ab. „Es ist un-
glaublich, was hier an neuer Technik, an Innova-
tion in vielen Bereichen angeboten wird“, lobte 
Mödlhammer die Qualität der Aussteller. „Hier 
gibt es für jede Gemeinde viel zu lernen und zu 
besichtigen, vieles, was man in der eigenen Ge-
meinde gut brauchen und einsetzen kann.“ 
Prominenter Besuch hatte sich am Nachmittag 
angesagt. Außenminister Michael Spindelegger 
kam persönlich nach Graz, um vor rund 1.000 
interessierten GemeindevertreterInnen die Ini-
tiative der Europa-Gemeinderäte vorzustellen. 
„Es ist wichtig, dass es in jeder Gemeinde einen 
kompetenten Ansprechpartner für europäische 
Fragen gibt“, begründete der Außenminister 
die gemeinsame Initiative seines Ministeriums 
und des Gemeindebundes. „Europa kann nur 
von unten nach oben wachsen und darf nicht 
von Brüssel aus diktiert werden.“ Jede Gemein-
de solle einen Gemeinderat wählen, der diese 
neue Funktion ausfülle. „Die EU-Gemeinderäte 
werden von uns mit qualitativ hochwertigen In-
formationen direkt versorgt“, so Spindelegger. 
„Sie erhalten auch konkrete Schulungen, denn 
es geht hier nicht um anonyme Werbebroschü-
ren, sondern um zielgerichtete Information, die 
sich an den Bedürfnissen und den Fragen der 
Menschen orientiert.“ Dafür wird eine eigene 
Hotline und ein Mail-Kontakt eingerichtet, an 
die sich die EU-Gemeinderäte auch direkt wen-
den können. 
Am verbleibenden Rest des Nachmittags konn-
ten sich die BürgermeisterInnen bei einer 
Fachtagung zum Thema „Energie und Nach-
haltigkeit“ – das Motto dieses Gemeindetages – 
informieren oder Best-practice-Projekte in Graz 
besichtigen. Am Abend folgte der gesellschaft-

liche Höhepunkt des Gemeindetages, das Ga-
ladinner für mehr als 2.000 Personen in der 
Grazer Stadthalle. „Das ist eine unglaubliche 
logistische Herausforderung, für so viele Men-
schen ein Galadinner zu organisieren“, stöhnte 
der Geschäftsführer des steiermärkischen Ge-
meindebundes, Martin Ozimic. Sein Präsident 
und Gastgeber LABg. Bgm. Erwin Dirnberger 
nützte die Gelegenheit, um auf die Schönheiten 
des Bundeslandes Steiermark hinzuweisen. Ex-
tra für den Gemeindetag wurde ein Film produ-
ziert, in dem zahlreiche steirische Bürgermeister 
zu Wort kamen und der großen Anklang fand. 
„Für einen Landesverband ist es eine riesige, 
aber auch wunderschöne Aufgabe, wenn man 
einen Gemeindetag im eigenen Bundesland or-
ganisieren darf“, so Dirnberger. „In Zusammen-
arbeit mit dem Österreichischen Gemeindebund 
ist es uns gelungen, eine tolle Veranstaltung auf 
die Beine zu stellen.“ 
Bis spät in die Nacht machten viele Gemeinde-
vertreter nach dem Galadinner noch die Lokale 
der steirischen Landeshauptstadt unsicher. Was 
nicht unbemerkt blieb: „Ich habe schon zahlrei-
che Anrufe aus der Grazer Gastronomie bekom-
men und alle haben mir gesagt, dass sie keine 
Fußball-EM brauchen, sondern wir lieber drauf 
schauen sollen, dass wir den Gemeindetag jedes 
Jahr bekommen“, berichtete der Grazer Bürger-
meister Siegfried Nagl tags darauf. 
Am Freitag folgte der politische Höhepunkt des 
Gemeindetages. Neben Bundespräsident Heinz 
Fischer und Vizekanzler Josef Pröll waren zahlrei-
che Landesräte, Abgeordnete des Nationalrates 
und der Landtage nach Graz gekommen, um an 
der Haupttagung teilzunehmen. Eine gute Gele-
genheit für Gemeindebund-Chef Mödlhammer, 
um die Sorgen und Nöte der Gemeinden in sei-
ner Rede zu artikulieren. „Wir brauchen nicht 
nur mehr fi nanzielle Mittel“, sagte Mödlham-
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mer, „sondern vor allem auch mehr Freiräume, 
damit wir unsere Gemeinden gestalten können. 
In den letzten Jahren werden wir von Bund und 
Ländern mit immer mehr Pfl ichtaufgaben zuge-
schüttet, wir können uns kaum noch rühren.“ 
Dramatisch sei, so Mödlhammer, die Entwick-
lung der Kosten im Kinderbetreuungs- und Pfl e-
gebereich. „Diese Kosten haben derzeit vorwie-
gend die Gemeinden zu tragen. Der Bund und 
die Länder schaffen immer nur an, die Zeche ha-
ben aber vielfach die Gemeinden zu bezahlen. 
Das wird in dieser Weise nicht so weitergehen 
können.“ Die Gemeinden seien bereit, ihren Bei-
trag zur Budgetsanierung zu leisten und auch 
den Sparstift anzusetzen. „Ich halte aber auch 
fest, dass es vor allem die kleinen Gemeinden 
sind, die deutlich effi zienter wirtschaften als die 
größeren Gemeinden, der Bund oder die Län-
der.“ 
Vizekanzler Josef Pröll ging in seiner mit Span-
nung erwarteten Rede auf die Forderungen 
Mödlhammers ein. „Bei der Pfl egefi nanzierung 
gibt es erhöhten Handlungsbedarf. Das ist ein 
großes Thema, das im Zuge der Budgetverhand-
lungen im Herbst auch deutlich angesprochen 
werden wird.“ Der Ruf nach neuen Einnahmen 
alleine sei allerdings zu kurz gegriffen, betonte 
der Finanzminister. „Wir müssen die Krise auch 
als Chance sehen und das Potenzial erkennen, 
das dauerhaft zu einer gerechteren Verteilung 

der Lasten zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden führt.“ 
Auch Bundespräsident Heinz Fischer mahn-
te Reformen ein. „Wir müssen das Prinzip der 
Ausgewogenheit im Auge behalten“, so Fischer. 
„Es dürfen die sozial Schwächeren nicht noch 
mehr belastet werden.“ Im Zusammenhang mit 
dem Budget sprach sich Fischer für einen Mix an 
einnahmen- und ausgabenseitigen Maßnahmen 
aus. Mit einem Imbiss und weiteren Besuchen 
auf der Kommunalmesse ging der Gemeindetag 
2010 in Graz zu Ende. Eine besondere Ehrung 
gab es für den ehemaligen Präsidenten des ober-
österreichischen Gemeindebundes Bgm. a.D. 
Franz Steininger. Er hatte sein Amt im Frühjahr 
dieses Jahres an seinen Nachfolger LAbg. Bgm. 
Johann Hingsamer übergeben. „Franz Steinin-
ger hat den OÖ Gemeindebund über viele Jah-
re hervorragend geführt. Er war wichtiger Teil 
auch des österreichischen Gemeindebundes, ich 
habe seinen Rat und seine Freundschaft immer 
hoch eingeschätzt“, sagte Mödlhammer bei der 
Überreichung der Ehrenmitgliedschaft und des 
Ehrenzeichens an Franz Steininger. 

Der Termin für den 58. Österreichischen Ge-
meindetag steht auch schon fest. Am 9. und 
10. Juni 2011 fi ndet das größte kommunalpoliti-
sche Ereignis Österreichs in der Tiroler Gemein-
de Kitzbühel statt. 

Zinsabsicherung für Gemeinden
Für viele Gemeinden ist es zunehmend eine 
Herausforderung, angesichts notwendiger 
Investitionen auf der einen Seite und sin-
kender Ertragsanteile andererseits, eine 
ausgeglichene Haushaltsführung zu errei-
chen. Vor diesem Hintergrund ist die lau-
fende Betrachtung des gemeindeeigenen 
Kreditportfolios notwendig, um sich vor 
steigenden Zinskosten zu schützen. Dabei 
sollten nicht nur die Finanzierungskosten 
für in naher Zukunft geplante Projekte unter 
die Lupe genommen werden – auch bereits 
bestehende Finanzierungen können vor 
einem möglichen Zinsanstieg abgesichert 
werden. Vor allem befindet sich das aktuelle 
Zinsniveau auf einem historischen Tiefst-
stand – die beste Zeit also, um sich dieses 
dauerhaft zu sichern. Die Kundenbetreuer 
der Hypo Tirol Bank beraten Sie gerne und 
erstellen Ihnen – im Rahmen des umfas-
senden Beratungsgespräches PerLe Kom-
munal – individuell gestaltete Angebote zur 
Absicherung Ihrer Zinsen.

„Wir wollen die Tiroler Gemeinden best-
möglich unterstützen – z. B. auch durch die 
Absicherung gegen steigende Zinsen.“

Heinz Zerlauth
Kundenbetreuer 
öffentliche Institutionen

Meraner Straße 8
6020 Innsbruck

Tel 050700 2306
firmenkunden.innsbruck@hypotirol.com

www.hypotirol.com



7 TIROLER GEMEINDEZEITUNG

1. Ertragsanteilvorschüsse wieder leicht 
steigend – Bilanz 1. bis 3. Quartal 2010

Die Ertragsanteilvorschüsse für die Quartale 1 bis 3 
dieses Jahres basieren auf dem Aufkommen der 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben für den 
Zeitraum November 2009 bis Juli 2010. Seit Juli 
2010 steigen die Gemeinde-EA-Vorschüsse aller 
Bundesländer gegenüber dem Vorjahr wieder 
an. Im Vergleich mit den ersten drei Quartalen 
2009 ist 2010 nun bereits ein Anstieg von 1,21% 
zu verzeichnen, der sich gemäß den aktuellen 
Prognosen sukzessive fortsetzen wird. Dennoch 
werden die Jahreseinnahmen der Gemeinden 
aus den Ertragsanteilen unter jenen des Vorjah-
res liegen, etwa auf dem Niveau des Jahres 2007. 
Aufgrund der erstmals stark negativen Zwischen-
abrechnung des Gesamtjahres 2009, wurden mit 
der Überweisung der Vorschüsse im März 2010 
zu viel überwiesene Ertragsanteilvorschüsse in 
Höhe von 114 Mio. EUR gegenverrechnet. Ein 
derartiger Einbruch der März-Vorschüsse wird 
für 2011 nicht mehr erwartet, jedoch ist auch 
dann von einer negativen Zwischenabrechnung 
auszugehen.

Die unterschiedlichen negativen Dynamiken der 
Ländertöpfe (gesamte Gemeinde-EA eines Bun-
deslandes) selbst sind zum Teil auf die seit 1.1.2009 
anzuwendende Bevölkerungsstatistik der Statistik 
Austria, aber auch auf das örtliche Aufkommen 
von Abgaben, wie etwa der Grunderwerbssteuer, 
zurückzuführen. Bei der horizontalen Untervertei-
lung der Ertragsanteile auf die Gemeinden (abge-
stufte Ertragsanteile) wirkt sich die Anwendung 
der Bevölkerungsstatistik bei all jenen Gemeinden, 
die von Abwanderungen betroffen sind, gegen-
über den Rückgängen bei den Ländertöpfen noch 
massiver auf deren Ertragsanteile aus.

2. Entwicklung und Prognose der kassen-
mäßigen Gemeindeertragsanteile (Länder-
töpfe)

Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat sich ab 
2009 in den Gemeindeeinnahmen niederge-
schlagen, dem gegenüber wurden im Jahr 2008 
die höchsten Einnahmen aus Ertragsanteilen an 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben erzielt. Wie 
die nachfolgende Tabelle zeigt, wird dieses Er-
gebnis wenn überhaupt erst 2012 wieder zu er-
zielen sein, derzeit bewegen sich die Einnahmen 
aus Ertragsanteilen knapp unter dem Niveau des 
Jahres 2007.

Mehrere Maßnahmen des Finanzausgleichs 
2008-2013 haben bzw. werden die Einnahmen-
einbrüche der Gemeinden aus Ertragsanteilen 
etwas abmildern. 
Die Halbierung (2008 bis 2010) des Konsolidie-
rungsbeitrages bzw. dessen gänzliche Abschaf-
fung ab 2011 oder die zusätzlichen aus Bundes-
mitteln gewährten 100 Mio. EUR für Gemeinden 
bis 10.000 Einwohner ab 2011 sind hier zu nen-
nen. 

Durch letztere wird die Wirkung des aBS (der 
Vervielfacher von Gemeinden unter 10.000 EW 
wird von 1½ auf rechnerisch rund 13⁄5 angeho-
ben) für Gemeinden der untersten Einwohner-
Klasse ab dem Jahr 2011 etwas entschärft. 

Gemäß den aktuellen Prognosen sollen die Er-
tragsanteile von 2010 auf 2011 um durchschnitt-
lich 4,9% anwachsen und durch die genannte 
Abfl achung des aBS werden diese Steigerungen 
bei kleinen Gemeinden bis zu 7% gegenüber 
2010 ausmachen.



8

TIROLER GEMEINDEZEITUNG

3. Gemeinschaftliche Bundesabgaben und 
gemeindeeigene Abgaben

Der Konjunkturabschwung spiegelte sich bis 
ins erste Halbjahr 2010 hinein sehr deutlich im 
Rückgang des Abgabenaufkommens einiger 
gemeinschaftlicher Bundesabgaben wider. Die 
Lohnsteuer, welche teils konjunkturbedingt Lohnsteuer, welche teils konjunkturbedingt Lohnsteuer
teils durch die Steuerreform 2009 einen be-
trächtlichen Einbruch erlitten hat, kann aufgrund 
der besser werdenden Lage am Arbeitsmarkt 
seit Mai 2010 wieder Zuwächse verzeichnen. Im 
Halbjahresvergleich liegt das Aufkommen nun 
wieder ganz leicht (0,1%) über dem des Vorjah-
res. Die Einnahmen aus der Umsatzsteuer des 
ersten Halbjahrs 2010 liegen 5,2% über jenen 
des Vorjahres. Somit dürften sich die Konjunk-
turpakete und insbesondere die Tarifreform der 
Steuerreform 2009 positiv auf den privaten Kon-
sum ausgewirkt haben. Bei den gewinnabhän-
gigen und daher stark konjunkturabhängigen 
Abgaben verzeichnet die Einkommenssteuer
bereits wieder solide Zuwächse (+ 20% im Ver-
gleich zum 1. Halbjahr 2009, wobei noch immer 
-5,9% im Vergleich zu 2008) und auch die Kör-
perschaftssteuer nähert sich im Halbjahresver-
gleich mit -2,6% bereits dem Aufkommen des 
Vorjahres.

Aufgrund der Wirtschaftkrise gingen die Ein-
nahmenzuwächse aus der Kommunalsteuer
deutlich zurück. Erhöhten sich die Lohn- und Ge-
haltssummen (LGS) im Jahr 2008 noch um etwa 
5,4% gegenüber dem Vorjahr, waren es 2009 
nur noch 2,7% und im heurigen Jahr noch etwa 
1,3%. Für 2011 wird jedoch wieder mit einem 
Anstieg der LGS im Jahresvergleich mit rund 
2,2% gerechnet. Ein negatives Kommunalsteuer-
aufkommen werden jedoch jene Gemeinden hin-
nehmen müssen, in deren Gemeindegebiet Be-
triebe gelegen sind, die durch Konkurse, Betriebs-
aufl assungen, Betriebsabwanderungen oder 

Kurzarbeit betroffen sind. Eine Prognose für die 
Entwicklung der Kommunalsteuer bezogen auf 
Einzelgemeinden ist leider nicht möglich. Das 
Aufkommen dieser wichtigsten gemeindeeige-
nen Steuer betrug 2008 rund 2,36 Mrd. EUR.

2008 betrug das bundesweite Aufkommen von 
Grundsteuer A und B (die jährlichen Zuwäch-
se resultieren konjunkturunabhängig aus Neu-, 
Um- und Zubauten) knapp 580 Mio. EUR. Durch 
die Probleme rund um die seit Jahren überfällige 
Hauptfeststellung der Einheitswerte sowie die 
mangelhafte Bearbeitung der Akten durch die Fi-
nanzverwaltung entwickelt sich das Grundsteuer-
aufkommen weit unter seinen Möglichkeiten. 
Zwischen 2000 und 2008 ist das Aufkommen 
um jährlich durchschnittlich 2,3% angestiegen, 
im Vergleich dazu steigt der Baukostenindex um 
jährlich 4-5%. Derzeit läuft durch den VfGH ein 
Gesetzesprüfungsverfahren. Es ist davon auszu-
gehen, dass dem für Herbst erwarteten Erkennt-
nis akuter Handlungsbedarf folgen wird.
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Im Herbst dieses Jahres wird die vom VfGH auf-
gehobene (mit 31.12.2010) Unterverteilung der 
Getränkesteuerausgleichsmittel 2010 in 
Höhe von rund 381 Mio. EUR auf die Gemein-
den neu geregelt werden. Zur Umsetzung einer 
verfassungskonformen Neuregelung sind der 
Österreichische Gemeindebund und der Öster-
reichische Städtebund berufen. Das BMF mode-
riert eine Arbeitsgruppe und stellt entsprechen-
des Zahlenmaterial zur Verfügung.

4. Stabilisierungsmaßnahmen und Konsoli-
dierung des Haushaltes

Die Finanzkrise und der damit verbundene Kon-
junktureinbruch hat gemeinsam mit den be-
schlossenen nationalen Stabilisierungsmaß-
nahmen (Konjunkturpakete l+ll, Steuerreform 
2009) die budgetäre Situation der öffentlichen 
Haushalte drastisch verschlechtert. Die Sche-
re zwischen den Einnahmen der Gemeinden 
(insbesondere jene der Ertragsanteile) und den 
Ausgaben (vor allem die Sozialhilfe und die Ge-
sundheitsausgaben) hat sich stark geöffnet. Die 
budgetären Effekte aller nationaler Stabilisie-

rungspakete beziffern sich für die Gebietskör-
perschaften (also Bund, Länder und Gemeinden) 
auf rund 4,1 Mrd. Euro für das Jahr 2009 und 
auf rund 5,1 Mrd. Euro für das Jahr 2010. Die 
Gebietskörperschaften leisten bei allen abga-
benrechtlichen Maßnahmen, die zu Aufkom-
mensminderungen führen, entsprechend den 
im FAG 2008 geregelten Anteilen (einheitlicher 
Verteilungsschlüssel) ihren Beitrag.

Mit dem Bundesfi nanzrahmengesetz 2011 bis 
2014 hat der Bund den Konsolidierungspfad
vorgegeben. Die darin enthaltene Zielsetzung 
lautet, das gesamtstaatliche Defi zit von 4,7% 
(2010) auf 2,3% (2014) zu senken. Länder und 
Gemeinden sollen dazu ihre Konsolidierungsan-
strengungen so ausrichten, dass die gesamtstaat-
lichen Ziele erreicht werden, in welchem Ausmaß 
ist zu Redaktionsschluss noch unbekannt. Der 
österreichische Stabilitätspakt 2008 ist somit vor 
dem Hintergrund der Wirtschaftskrise und ohne 
Konkretisierung des erforderlichen Konsolidie-
rungsumfanges überholt und muss im Herbst 
2010 neu verhandelt werden.

Verordnung der Landesregierung vom 22. Juni 
2010 über die Festsetzung der Schulsprengel 
für die öffentlichen Berufsschulen Tirols (Be-
rufsschulsprengelverordnung)

Verordnung der Landesregierung vom 12. Juli 
2010 über eine Satzung für die Standesamts- 
und Staatsbürgerschaftsverbände

Verordnung der Landesregierung vom 12. Juli 
2010 über eine Satzung für die Sanitätsspren-
gel

Tiroler Sozialbetreuungsberufe-Ausbildungs-
verordnung – TSBB-AV

Verordnung der Landesregierung vom 7. Juli 
2010, mit der die Tiroler Vergabepublikations- 
und Vergabegebührenverordnung geändert 
wird

Gesetz vom 30. Juni 2010, mit dem das Tiroler 
Skischulgesetz 1995 geändert wird

Gesetz vom 30. Juni 2010 über die Kinderbe-
treuung in Tirol (Tiroler Kinderbildungs- und 
Kinderbetreuungsgesetz)

Gesetz vom 30. Juni 2010, mit dem das Tiroler 
Jugendwohlfahrtsgesetz 2002 geändert wird

Gesetz vom 30. Juni 2010, mit dem das Ge-
meinde-Vertragsbedienstetengesetz geändert 
wird (12. G-VBG-Novelle)

Gesetz vom 30. Juni 2010, mit dem das Ge-
meindebeamtengesetz 1970 geändert wird

Gesetz vom 30. Juni 2010 über eine umweltre-
levante Geodateninfrastruktur des Landes Tirol 
(Tiroler Geodateninfrastrukturgesetz – TGeo-
DIG)

Gesetz vom 30. Juni 2010, mit dem das Tiroler 
Grundverkehrsgesetz 1996 geändert wird
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Im Jahr 2002 hat der Österreichische Gemeinde-
bund von Prof. Dr. Gerhard Lehner vom WIFO 
eine viel beachtete Studie erstellen lassen, die die 
fi nanziellen Verfl echtungen zwischen den Bun-
desländern und Landesfonds einerseits und den 
Gemeinden und den Gemeindeverbänden ande-
rerseits untersuchte. Die nun vorliegende Studie 
setzt diese Untersuchung fort und erneuert sie 
mit den Zahlen und Daten der letzten Jahre. Die 
fi nanziellen Verfl echtungen zwischen Ländern 
und Gemeinden sind überaus vielschichtig, un-
tersucht wurden nur die Transferleistungen, da-
runter fallen u.a. die Landesumlagen, die Trans-
fers im Sozialbereich, die Zahlungen für Kran-
kenanstalten oder die Zuschüsse für Kinderbe-
treuung. 90% aller Transfers entfallen auf diese 
Bereiche. 
„Die Entwicklungen und Ergebnisse, die von 
Prof. Lehner in seiner Studie aufgezeigt werden, 
sind für die Gemeinden ernüchternd“, fasst Ge-
meindebund-Chef Bgm. Helmut Mödlhammer 
die Ergebnisse zusammen. „Schon im Jahr 2002 
gab es ein Missverhältnis der Transfers zwischen 
Ländern und Gemeinden zu Lasten der Kom-
munen. Damals haben die Gemeinden jährlich 
63 Mio. Euro mehr an die Länder überwiesen, 
als sie bekommen haben“, berichtet Mödlham-
mer. „Dieser Negativsaldo hat sich zwischen 
2002 und 2008 versiebenfacht. Das heißt, dass 
die Gemeinden 2008 414 Mio. Euro mehr an die 
Bundesländer bzw. Landesfonds überwiesen ha-
ben, als sie bekommen haben.“ 

1,9 Mrd. Euro betrugen im Jahr 2008 die Aus-
gaben, die die Gemeinden direkt an die Länder 
oder ihre Fonds zu tätigen hatten. Dem entge-
gen stehen Rückfl üsse in der Höhe von 1,48 
Mrd. Euro. Die Differenz von 414 Mio. Euro geht 
zu Lasten der Gemeinden. 

Vor allem die Ausgaben der Gemeinden im Sozial-
bereich, die direkt an die Länder fl ießen, haben 
eine enorme Steigerung zu verzeichnen. Insge-
samt haben die Gemeinden im Jahr 2008 rund 
800 Mio. Euro an die Länder überwiesen (2002: 
536 Mio. Euro), die jährliche Steigerungsrate in 
diesem Bereich beträgt seit 2002 fast 7%. Auch 
bei den Beiträgen, die die Gemeinden für die 
Krankenanstalten zu leisten haben, beträgt die 
Steigerung im Jahresschnitt rund 7,5%. Mehr als 
600 Mio. Euro müssen die Gemeinden pro Jahr 
aus diesem Titel an die Länder überweisen. 

In der Kinderbetreuung ist der Finanzierungs-
strom umgekehrt. Hier leisten die Länder Zu-
schüsse für die Kinderbetreuung an die Gemein-
den. Insgesamt werden dadurch aber nur rund 
35% der entstehenden Kosten abgedeckt. Die 
fi nanzielle Hauptlast der Kinderbetreuung tra-
gen mit 65% der Ausgaben wiederum die Ge-
meinden. Neben den Landeszuschüssen werden 
bei der Kinderbetreuung auch Elternbeiträge (in 
unterschiedlicher Höhe) eingehoben. Insgesamt 
beträgt die Differenz zwischen Ausgaben und 
Einnahmen allerdings rund 290 Millionen Euro 
pro Jahr, die gänzlich von den Gemeinden zu 
tragen sind. 

„Diese Untersuchung zeigt uns schonungslos 
und sehr detailliert auf, dass die Grenzen der 
Belastbarkeit für die Gemeinden erreicht sind“, 
sagt Gemeindebund-Präsident Mödlhammer. 
„Die zusätzlichen Aufgaben, die den Gemeinden 
in den letzten Jahren übertragen wurden, haben  
zu einem fi nanziellen Mehraufwand geführt, der 
für die Kommunen nicht mehr bewältigbar ist.“ 

Dabei müsse man noch berücksichtigen, dass 
die Studie nur Daten bis ins Jahr 2008 verarbeitet 

Gemeindebund präsentiert Studie über fi nanzielle Verfl echtungen und 
Transfers zwischen Bundesländern und Gemeinden

Presseinformation
1,9 Mrd. Euro betrugen im Jahr 2008 die Ausgaben, die die Gemeinden direkt an die 
Länder oder ihre Fonds zu tätigen hatten. Dem entgegen stehen Rückflüsse in der 
Höhe von 1,48 Mrd.  Euro.  Die  Differenz  von  414 Mio.  Euro  geht  zu  Lasten  der 
Gemeinden. 

Vor allem die Ausgaben der Gemeinden im Sozialbereich, die direkt an die Länder 
fließen,  haben  eine  enorme  Steigerung  zu  verzeichnen.  Insgesamt  haben  die 
Gemeinden im Jahr 2008 rund 800 Mio. Euro an die Länder überwiesen (2002: 536 
Mio. Euro), die jährliche Steigerungsrate in diesem Bereich beträgt seit 2002 fast 
sieben Prozent. Auch bei den Beiträgen, die die Gemeinden für die Krankenanstalten 
zu leisten haben, beträgt die Steigerung im Jahresschnitt rund 7.5 Prozent. Mehr als 
600  Mio.  Euro  müssen  die  Gemeinden  pro  Jahr  aus  diesem Titel  an  die  Länder 
überweisen. 

Übersicht 4: Transferausgaben der Gemeinden (Gemeindeverbände) für 
Krankenanstalten 
 

    

 Gemeinden Gesundheitsverbände Summe 

 (netto)   

 Mio. € 

    

2002 255,8 133,3 389,1 

2008 377,3 234,1 611,4 

    

 ∅ Veränderungsraten 

 2002/2008 in % 

    

 6,7 9,8 7,8 

 

Quelle: Statistik Austria. 

 

In  der  Kinderbetreuung  ist  der  Finanzierungsstrom  umgekehrt.  Hier  leisten  die 
Länder Zuschüsse für  die Kinderbetreuung an die Gemeinden. Insgesamt werden 
dadurch  aber  nur  rund  35  Prozent  der  entstehenden  Kosten  abgedeckt.  Die 
finanzielle  Hauptlast  der  Kinderbetreuung  tragen  mit  65  Prozent  der  Ausgaben 
wiederum  die  Gemeinden.  Neben  den  Landeszuschüssen  werden  bei  der 
Kinderbetreuung  auch  Elternbeiträge  (in  unterschiedlicher  Höhe)  eingehoben. 
Insgesamt beträgt die Differenz zwischen Ausgaben und Einnahmen allerdings rund 
290 Millionen Euro pro Jahr, die gänzlich von den Gemeinden zu tragen sind. 

„Diese  Untersuchung  zeigt  uns  schonungslos  und  sehr  detailliert  auf,  dass  die 
Grenzen der Belastbarkeit für die Gemeinden erreicht sind“, sagt Gemeindebund-
Präsident  Mödlhammer.  „Die  zusätzlichen  Aufgaben,  die  den  Gemeinden  in  den 
letzten  Jahren  übertragen  wurden,  haben  zu  einem  finanziellen  Mehraufwand 
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habe, weil neuere Daten in der nötigen Vollstän-
digkeit noch nicht vorliegen. „Wenn ich daran 
denke, dass die Kosten für das kostenfreie letzte 

Kindergartenjahr hier noch gar nicht berücksich-
tigt sind, dann kann man sich vorstellen, wie der 
Negativsaldo bis ins Jahr 2010 angestiegen sei.“ 

059 060 700✆
MR-Service Tirol reg.Gen.m.b.H. 
www.maschinenring.at
MR-Service Tirol reg.Gen.m.b.H. 
www.maschinenring.at

verlässlich 
und pünktlich

Sorgenfrei durch den Winter
3 Schneeräumung 

3 Streuung 

3 Schneefräsarbeiten

3 Tauwetterkontrolle

3 Schneeabtransport

3 Kehrung

Die Bundesanstalt Statistik Österreich ist ge-
mäß der Verordnung BGBI. II Nr. 122/2010 des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft mit der Durch-
führung der Agrarstrukturerhebung mit Stichtag 
31. Oktober 2010 beauftragt.

Die Erhebung ist als Vollerhebung in allen 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben
durchzuführen, für die zumindest eines der fol-
genden Kriterien zutrifft:

• 1 Hektar landwirtschaftlich genutzte Fläche;
• 3 Hektar Waldfl äche;
•  25 Ar Erwerbsweinbaufl äche;
•  15 Ar intensiv genutzte Baumobstfl äche oder 

10 Ar intensiv genutzte Beerenobst-, Erdbeer-, 
Gemüse-, Hopfen-, Blumen- oder Zierpfl anzen-
fl äche oder Reb-, Forst- oder Baumschulfl äche;

•  1 Ar überwiegend gewerbsmäßig bewirtschaf-
tete Gewächshäuser (Hochglas, Folientunnel, 
Niederglas);

•  3 Rinder oder 5 Schweine oder 10 Schafe oder 
10 Ziegen oder mindestens 100 Stück Gefl ügel 
aller Art.

Sollte der Betrieb keines der angeführten Krite-
rien erfüllen, ist unbedingt eine Leermeldung
abzugeben.

Ablauf der Erhebung
Die Erhebung wird ausschließlich mittels elekt-
ronischen Fragebogen abgewickelt. Die dafür 
erforderlichen Unterlagen inklusive der persönli-

chen Zugangsdaten für den Fragebogen erhalten 
die Auskunftspfl ichtigen per Post von der Bun-
desanstalt Statistik Österreich.

Dem Auskunftspfl ichtigen stehen wieder zwei 
Meldemöglichkeiten zur Verfügung: selbst 
über den eigenen PC (Direktmelder) oder über 
das Gemeindeamt.

Für die Selbstausfüllung ist der Zeitraum vom 
31. Oktober 2010 bis Ende November 2010 vor-
gesehen. Mit Unterstützung der Gemeinde ist 
die Meldung bis spätestens 31. März 2011 durch-
zuführen.
Wenn Sie die Hilfe der Gemeinde in Anspruch 
nehmen wollen, dürfen wir Sie ersuchen, recht-
zeitig mit dem zuständigen Gemeindebedienste-
ten Kontakt aufzunehmen.

Bitte bringen Sie zur Befragung im Gemeinde-
amt unbedingt Ihre persönlichen Zugangs-
daten (Benutzerkennung und Passwort) mit, da 
die Gemeinde ohne diese Daten die Erhebung 
nicht durchführen kann. Nehmen Sie gegebe-
nenfalls auch alle erforderlichen Unterlagen mit. 
Dies erleichtert das Ausfüllen des Fragebogens 
und verkürzt die Zeit Ihrer Anwesenheit auf der 
Gemeinde. Weiters empfehlen wir Ihnen, sich 
bereits vorab über den Erhebungsinhalt zu in-
formieren: Hinweise dazu fi nden Sie in der Bro-
schüre „Ausfüllanleitung für den elektronischen 
Fragebogen“ oder im Internet auf www.statistik.
at unter „Fragebögen“ >> „Land- und Forstwirt-
schaft“ > „Agrarstrukturerhebung 2010“.
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und SCHWESTERNHEIME Wist I und Wist II, Bischof Paulus Heim, Jenbach – Schülerheim, Völs – Schwesternheim,

Stams – Internat für Skisportler, Landeck – Berufsschülerheim

VERWALTUNGSGEBÄUDE Telfs – Gerätewerk, Innsbruck – Landhaus Erweiterung

KAPELLEN Eben – Barmherzige Schwestern, Zams – Schwesternheim, Innsbruck – Altenheim Reichenau,

Telfs – Heilig Geist Wohnpark
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Von einer Sommerpause kann keine Rede sein. 
So wurde uns vor der Sommerpause ein Entwurf 
einer Novelle zum Tiroler Raumordnungsgesetz 
und zur Tiroler Bauordnung übermittelt, weiters 
ein vorläufi ger Gesetzesentwurf eines Tiroler 
Mindestsicherungsgesetzes und  ein Entwurf zur 
Novelle des Tiroler Abfallwirtschaftsgesetzes 
und zum Tiroler Abfallwirtschaftskonzept.

Im Vorfeld der für August einberufenen Vor-
standssitzung wurde mit Bauamtsleitern und 
Raumplanern der Novellenentwurf zum TROG 
und zur TBO besprochen und ein Diskussionspa-
pier für den Vorstand vorbereitet. Der Vorstand 
des Tiroler Gemeindeverbandes hat dann einhel-
lig nachstehende Stellungnahme beschlossen.

Auch mit dem vorläufi gen Gesetzesentwurf zum 
Tiroler Mindestsicherungsgesetz hat sich der Ti-
roler Gemeindeverband eingehend auseinander-
gesetzt und nachstehende vorläufi ge Stellung-
nahme abgegeben.

Zum Entwurf einer Novelle zum Tiroler Abfall-
wirtschaftsgesetz und zum Tiroler Abfallwirt-
schaftskonzept hat sich der Tiroler Gemeinde-
verband mit der ARGE der Tiroler Abfallverbände 
beraten und ebenfalls eine koordinierte Stellung-
nahme abgegeben.

TROG- und TBO-Novelle; Auszug aus der 
Stellungnahme

Der Vorstand des Tiroler Gemeindeverbandes 
hat sich in seiner Sitzung am 24. August 2010 
eingehend mit den Entwürfen auseinanderge-
setzt. Auch mit den Bauamtsleitern einiger Ge-
meinden wurden die Entwürfe vorher eingehend 
diskutiert. 
Generell ist zum Entwurf der TROG-Novelle fest-
zustellen, dass siezustellen, dass sie
•  massiv in die Autonomie der Gemeinden und 

in die örtliche Raumordnung eingreift, 
•  die Widmungsabgabe dem Land Tirol (Boden-

fonds) zuteilt, obwohl die Gemeinden enorme 
Finanzmittel für die Erschließung der Grund-
stücke aufwenden müssen,

•  die Entschädigungsleistungen bei Rückwid-
mungen den Gemeinden aufbürdet und

•  das TROG noch unlesbarer und unanwendba-
rer macht, indem noch detaillierter geregelt, 
noch mehr genehmigt und geprüft wird.

Die Gemeinden haben in den letzten Jahren eine 
sehr konstruktive, aber auch restriktive Raum-

ordnungspolitik betrieben. Die massiven Bau-
landüberhänge stammen aus den Sechziger und 
Siebziger Jahren.

Eine Mobilisierung dieser Grundstücke wird auch 
mit der Einführung einer Widmungsabgabe nicht 
erfolgen.  Die Abgabe wird dem Verkehrswert 
der Grundstücke aufgeschlagen, womit die 
Grundstücke noch teurer werden und eine Ver-
knappung von Grund und Boden eintreten wird.
Es entspräche der Zweckmäßigkeit und Einfach-
heit der Verwaltung die Mittel, die aus der Wid-
mungsabgabe fl ießen, den Gemeinden direkt 
und nicht über den Umweg des Bodenfonds 
zufl ießen zu lassen. Dies auch deswegen, weil 
die Gemeinden keinen Anspruch auf Zuteilung 
gegenüber den Bodenfonds haben. Die Wid-
mungsabgabe in dieser Form ist nach unserer 
Auffassung auch verfassungswidrig, weil die 
Vorschreibung der Abgabe und die Entschei-
dung der Verwendung zu jenen Angelegenhei-
ten zählen, die in den eigenen Wirkungsbereich 
der Gemeinden fallen.
Ebenfalls bedenklich erscheint, dass die Wid-
mungsabgabe nur im Falle von wertsteigernden 
Widmungen zu entrichten ist, die nach dem In-
krafttreten der vorliegenden Gesetzesnovelle 
eintreten. Dies führt zu einer Ungleichbehand-
lung der Grundeigentümer bzw. Bauberechtig-
ten.

Der Tiroler Gemeindeverband schlägt daher vor, 
anstatt der Widmungsabgabe den Gemeinden 
die gesetzliche Möglichkeit der Vorschreibung 
und Einhebung eines vorgezogenen Erschlie-
ßungsbeitrages (Kanal, Wasser, Kosten der ver-
kehrsmäßigen Erschließung) einzuräumen. 

Die Gemeinden hätten sich von einer Novelle 
zum TROG weniger Bürokratie, weniger gesetz-
liche Regelungen  und eine Vereinfachung der 
Instrumente erwartet.
Das derzeitige TROG sieht 6 Planungsebenen, 
31 verschiedene Widmungskategorien, 12 ver-
schiedene Festlegungen in den Bebauungsplä-
nen und noch andere Instrumente vor. Damit 
wird alles parzellenscharf geplant, verordnet, 
geprüft und aufsichtsbehördlich genehmigt. 
In der Regel braucht es für jede noch so kleine 
Änderung 6 Gemeinderatsbeschlüsse, 4 Monate 
Aufl agefristen, 3 aufsichtsbehördliche Genehmi-
gungen und 3 Wochen Kundmachung.
Die sogenannte Gemeindeautonomie in der ört-
lichen Raumordnung wird damit ad absurdum 
geführt.
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Entwurf Tiroler Mindestsicherungsgesetz – 
Auszug aus der vorläufi gen Stellungnahme

Abschließend sei festgehalten, dass die Gemein-
den  mit erheblich höheren Mehrkosten rechnen 
als das Land annimmt, weil mit wesentlich mehr 
Antragstellern und Beziehern zu rechnen ist.
Bei der Abschaffung des Kinderregresses bei den 
Alten- und Pfl egeheimen hat das Land Mehrkos-
ten von ca. 6,5 Mio. Euro jährlich angenommen, 
tatsächlich belaufen sich die Mehrkosten weit 
darüber.
Wenn das Land davon ausgeht, dass mit Mehr-
kosten von maximal 350.000,- Euro zu rechnen 
ist, dann sind die Gemeinden gerne bereit, ihren 
35%igen Anteil davon zu tragen. Die darüber 
hinausgehenden Kosten, die durch dieses Ge-
setz ausgelöst werden, sind aber zur Gänze vom 
Land Tirol zu tragen.

Entwurf eines Gesetzes, mit dem das  Tiro-
ler AWG geändert wird – Stellungnahme

Der Tiroler Gemeindeverband hat bereits mit 
Schreiben vom 21.9.2009 Anregungen zu der 
bevorstehenden Novellierung des Tiroler Abfall-
wirtschaftsgesetzes gemacht und muss leider 
feststellen, dass die Anregungen und Vorschläge 
nicht berücksichtigt wurden.

Zu den einzelnen Bestimmungen ist Folgendes 
zu bemerken:

§ 2 Begriffsbestimmungen:§ 2 Begriffsbestimmungen:

Sowohl der Tiroler Gemeindeverband als auch 
die ARGE der Abfallverbände Tirol  haben vorge-
schlagen, die Begriffsbestimmungen mit jenen  
des Abfallwirtschaftsgesetzes des Bundes zu 
harmonisieren, womit die Zuordnung von Abfäl-
len nach der Ö-Norm S 2100 und dem Europä-
ischen Abfallkatalog möglich wäre.

Aus uns unverständlichen Gründen wurde diese 
Anregung nicht berücksichtigt und neue Begriffe 
und Defi nitionen, die teilweise im Widerspruch 
zur Ö-Norm S 2100 und zum Europäischen Ab-
fallkatalog stehen, im  § 2 aufgenommen, was 
zu erheblicher Rechtsunsicherheit und unnötigen 
Feststellungsverfahren führt, insbesondere auch 
deshalb, weil die Andienungspfl icht über die Ab-
fallarten (Begriffe) gesteuert wird.

Da die vorliegende Novelle  an die neu gebilde-
ten Abfallbegriffe die Andienungspfl icht steuert 
und nicht getrennt gesammelter Siedlungsabfall 
nicht zu den öffentlichen Behandlungsanlagen 
zu bringen sind, sind die Folgen für die Gemein-

den und Abfallverbände, insbesondere aber für 
den Bürger fatal, weil es dadurch zu beträcht-
lichen Erhöhungen der Müllgebühren kommen 
muss.  

Nach Auffassung von namhaften Experten auf 
dem Gebiet des Abfallrechtes wie z.B. Dr. Chris-
tian Schmelz oder Dr. Martin Dickmann gelten 
die in Art. 16 AbfRL festgelegten Grundsätze der 
Entsorgungsautarkie und der Nähe für Anlagen 
zur Beseitigung für sämtliche Abfälle. Eine Ein-
schränkung auf gemischte Siedlungsabfälle ist 
durch die Neufassung der AbfRL nicht erfolgt. 
Die Neufassung hat den Anwendungsbereich 
der vorhin genannten Grundsätze insofern er-
weitert, als nunmehr auch Anlagen zur Verwer-
tung von gemischten Siedlungsabfällen erfasst 
sind.

Im Sinne des gemeinschaftsrechtlich anerkann-
ten Zieles der Entsorgungsautarkie bei der Ver-
wertung von gemischten Siedlungsabfällen 
sollte klar zum Ausdruck gebracht werden, dass 
die gemischten Siedlungsabfälle, die von pri-
vaten Haushalten und von anderen Erzeugern 
kommen, gemeinsam verwertet werden können.
Durch die Einführung neuer Begriffsbestimmun-
gen befürchten Gemeinden und Abfallverbände 
zu Recht, dass Siedlungsabfälle in großen Men-
gen der öffentlichen Müllabfuhr entzogen wer-
den, ohne dass dann im Rahmen eines Feststel-
lungsverfahrens entsprechende Feststellungen 
getroffen werden können, weil nach § 6 Abs. 1 
Z 2 AWG 2002 nur dem Verfügungsberechtigten 
ein Antragsrecht auf Feststellung zusteht.

§ 3 Feststellungsverfahren:§ 3 Feststellungsverfahren:

Auch zu dieser Bestimmung haben Tiroler Ge-
meindeverband und die ARGE Abfallverbände 
Vorschläge unterbreitet, die man nicht beach-
tet hat. Die neue Regelung ist zu der bisher in 
Geltung stehenden einschränkend. Im neuen 
Feststellungsverfahren hat die Behörde nur mehr 
die Möglichkeit festzustellen, dass für Siedlungs-
abfälle oder bestimmte Arten von Siedlungsab-
fällen keine öffentliche Müllabfuhrpfl icht mehr 
besteht. Mit dieser Regelung wird die Sinnhaf-
tigkeit des Feststellungsverfahren ins Gegenteil 
verkehrt.

Für die Gemeinden ist nicht von Interesse fest-
zustellen, dass keine Sammel- und/oder Be-
handlungspfl icht von Siedlungsabfällen besteht, 
sondern  feststellen zu können, dass sowohl die 
Siedlungsabfälle als auch die gemischten Sied-
lungsabfälle der öffentlichen Mullabfuhr unter-
liegen.                     Fortsetzung auf Seite 19
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Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen 
Situation und der angespannten Finanzlage 
stehen gerade jetzt viele Gemeinden „am 
Scheideweg“: In welche Richtung geht die 
Entwicklung? In jedem Fall stehen strategi-
sche Entscheidungen an. Dabei ist es gut, 
rund ums Thema „Effi ziente Standortent-
wicklung“ kompetente Partner auf seiner 
Seite zu wissen – zum Beispiel die Tiroler 
Raiffeisenbanken.

Kommunal- und Regionalentwicklung 
Das renommierte Vorarlberger „Institut für 
Standortentwicklung“ mit Prof. Dr. Gerald Ma-
this an der Spitze bringt es auf den Punkt: „Im 
Wettbewerb der Regionen und Kommunen gibt 
es Verlierer und Gewinner!“ 
Dabei sind Wirtschaftskraft und nachhaltige 
Standort- und Wirtschaftsentwicklung nicht län-
ger Zufall. Wirtschaftliche Prosperität und Wohl-
stand, die Attraktivität eines Standortes und die 
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung dürfen 
keine Zufallsergebnisse sein. Vielmehr sind sie 
das Ergebnis gezielter, organisierter und profes-
sioneller Arbeit in den Ländern, Regionen und 
Kommunen auf ökonomischer Ebene. 

Konkret heißt das: Jede Tiroler Gemeinde sollte 
wissen, wo ihre Stärken und Schwächen liegen. 
Ist sie eine geeignete Standortgemeinde für Be-
triebsansiedlungen? Ist sie eine reine Wohnge-
meinde? Welche Mischung aus Freizeiteinrich-
tungen und Betrieben ist das Optimum? 

Mag. Heinrich 
Kranebitter
Raiffeisen Kommunal-
Betreuung Tirol

Er ist für Sie bei allen
Anfragen bzw. für 
Terminvereinbarungen
erreichbar unter Telefon 
0512 5305 DW 11235 
bzw. mobil unter 
0664 855 26 57 
bzw. per E-Mail unter 
heinrich.kranebitter@
rlb-tirol.at

Fragen über Fragen, die sich aber durch eine 
professionelle Bestandsaufnahme schlüssig be-
antworten lassen. Nur darauf basierend sollten 
strategische Entscheidungen getroffen werden. 
Die Tiroler Raiffeisenbanken können gemein-
sam mit ihren Partnern und dem umfangreichen 
Know-how der Raiffeisen-Bankengruppe helfen, 
die individuellen strategischen Ziele umzusetzen. 

Realisierung von Projekten 

Beispiel 1 
Für Gemeinden, die sich für überregionale Be-
triebsansiedlungen entscheiden, eignet sich das 
Baulandreservemodell von Raiffeisen hervorra-
gend. Diese außerbudgetäre Projektfi nanzie-
rung belastet nicht das Gemeindebudget, holt 
aber Unternehmen in das Gemeindegebiet und 
schafft Arbeitsplätze und bringt Einnahmen aus 
der Kommunalsteuer. Mit den Erträgen der Be-
triebsansiedlungen wird die laufende Finanzie-
rung samt Zinsen bedient. 

Beispiel 2 
Für Gemeinden, die Sanierungen oder Neubau-
ten vorhaben, eignet sich bestens das EEBS von 
Raiffeisen (Energieeffi zientes Bauen und Sanie-
ren). Raiffeisen ist dabei „Totalunternehmer“ mit 
Kostengarantie bei der Herstellung und Sanie-
rung. Damit aber nicht genug: Raiffeisen über-
nimmt daneben auch eine Energieeinsparungs-
garantie für einen fi xen Zeitraum. 

Strategie und Empfehlungen

Bestandsaufnahme und Dokumentation

Handlungsfelder
Ziele und MaßnahmenpläneZiele und Maßnahmenpläne

Strategische Ziele
Entwicklungsleitrahmen

Prioritäre HandlungsfelderPrioritäre Handlungsfelder

Erste Ergebnisse der
Bestandsaufnahme

Handlungsfelder
Stärken I Schwächen

Standortfaktoren
Standortpotenziale
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Demnächst erhalten Sie bei ElectroDrive 
Tirol praktische Elektro-Nutzfahrzeuge, 
die emissionsfrei, leise und kostensparend 
sind. Die perfekte Lösung für die tagtäg-
lichen Transportanforderungen Ihrer Ge-
meinde bzw. Ihres Bauhofs. Die Kleinlaster 
des deutschen Autoherstellers EcoCraft – 
EcoCarrier Modell ES und Modell EL – sind 
bei ElectroDrive Tirol als Fahrgestell und mit 
Pritschen- oder Kastenaufbau erhältlich. Ci-
troëns Transporter „Berlingo First Electric“ 
bietet den Komfort eines Vans mit einem 
Ladevolumen von bis zu 3 m3.

ElectroDrive Tirol ist eine Tochtergesellschaft der 
Innsbrucker Kommunalbetriebe AG (IKB) und 
der EnergieWest GmbH und bietet individuelle 
Elektromobilitätslösungen an. Ab sofort erhalten 
Gemeinden, Gewerbe- und Industriebetriebe bei 
ElectroDrive Tirol Elektro-Nutzfahrzeuge im Lea-
sing samt Ökostrom zu fi xen Monatsraten. Zu-
sätzliche optionale Serviceleistungen runden das 
Angebot ab. 

„Alles aus einer Hand“ durch das Energie- 
und Servicepaket der ElectroDrive Tirol 
Im Energiepaket sind die „DriveCard“ für den 
Zugang zu den Ladestationen sowie sauberer 
Strom aus heimischer Wasserkraft inkludiert. Das 
optionale Servicepaket umfasst vollen Versiche-
rungsschutz, Wartungs- und Reifenservice sowie 
den ÖAMTC-„Road Assistance“ zur Vervollstän-
digung der Serviceleistungen. Gerne beraten 
die ElectroDrive-Mitarbeiter Unternehmen über 
die Möglichkeiten zur Nutzung der klima:aktiv-
Förderungen und übernehmen den kompletten 
Abwicklungsprozess.

Praktisch und formschön – der Citroën Berlingo 
First Electric ist allen Anforderungen gewachsen 
und schont dabei Umwelt und Geldbörse

Fact Box

Citroën Berlingo First 
Electric
• max. Leistung: 42 kW
•  Höchstgeschwindig-

keit: 100 km/h
• Reichweite: ca. 100 km 
• Eigengewicht: 1.325 kg 
• Zuladung: 500 kg
• Ladevolumen: 3 m³ 
•  Akku: Zebra (Natrium 

Nickelchlorid)
•  Ladezeit: 8 Std.  

(bei 220 V)
•  Ausstattung: ABS, 

Fahrer- und Beifahrer-
Airbag, Servolenkung

Vorteile von ElectroDrive-Nutzfahrzeugen
In Sachen Effi zienz und Preis ist Elektromobilität 
unschlagbar: Der Wirkungsgrad von Elektromo-
toren ist weit höher als der von Verbrennungs-
motoren. Die Energiekosten für 100 Kilometer 
liegen zwischen 2,50 Euro und 4,00 Euro. 

EcoCarrier – Innovation und Erfahrung ver-
eint
Mit dem EcoCarrier hat EcoCraft einen Kleintrans-
porter entwickelt, der eine Lösung für viele Her-
ausforderungen liefert. Er bietet für nahezu alle 
Transportaufbauten den Nutzraum, der benötigt 
wird und vermeidet kostspielige Überkapazitä-
ten. ElectroDrive Tirol bietet den EcoCarrier mit 
individuellen Sonderaufbauten, wie z.B. Radio mit 
MP3-Player und Standheizung an. Der robuste 
und praktische EcoCarrier ist bei ElectroDrive Tirol 
bereits ab Euro 480,- erhältlich (Laufzeit 60 
Monate, Anzahlung Euro 9.000,-, davon Euro 
5.000,- durch Förderung refundierbar, nur für 
Geschäftskunden).

Weitere Informationen: 
ElectroDrive Tirol GmbH 
Salurner Straße 11 
6020 Innsbruck 
Tel.: 0800 700 600 
offi ce@electrodrive-tirol.at
www.electrodrive-tirol.atwww.electrodrive-tirol.at

Ein Unternehmen der IKB und der Energie West

Tel. 0800 700 600
www.electrodrive-tirol.at

Tirol wird E-mobil

ab 

480,–
EUR/Monat
inkl. USt.

ThinkCity
• 
• 
• 

• 

Angebot gültig bis 31.12.2010 inkl. Energiepaket

EcoCarrier ES/EL
• Motor: 15 kW
• Reichweite: bis 80 km
• Höchstgeschwindigkeit:

75 km/h
• Ladezeit: ca. 8 – 10 

Stunden bei 230 V/16 A

Herr und Frau Bürgermeister
TrendseTTer fahren 
elekTro-auTo!
Holen Sie sich den EcoCarrier 
mit umfangreichem Servicepaket 
für Ihre Gemeinde!

ab

480,–
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Der Tiroler Gemeindeverband spricht sich für die 
Beibehaltung des bisher bestehenden Feststel-
lungsverfahrens aus, wobei die Antragsberech-
tigung für die Gemeinden und Abfallverbände 
vorzusehen ist.

§ 12 Sammlung und Übergabe von sonstigen § 12 Sammlung und Übergabe von sonstigen 
Abfällen:

Die jahrelange Praxis zeigt, dass nur durch die 
Festlegung öffentlicher Abfallbehandlungsanla-
gen, verbunden mit der Verpfl ichtung, nicht ge-
fährliche Abfälle dorthin zu verbringen, gesichert 
werden kann, dass den Prinzipien der Entsor-
gungsautarkie und der Nähe entsprochen wird.
Daher muss auch den Erzeugern sonstiger Ab-
fälle eine entsprechende Verpfl ichtung zur Über-
gabe von zur Beseitigung bestimmten Abfällen 
auferlegt werden, was in der Neufassung des 
§ 12 fehlt.

§§ 14 und 15  Öffentliche Müllabfuhr und Müll-§§ 14 und 15  Öffentliche Müllabfuhr und Müll-
abfuhrordnung:abfuhrordnung:

Den Gemeinden die Verpfl ichtung zur Abho-
lung des Bioabfalles aufzuerlegen, ist speziell in 
kleineren Gemeinden nicht zielführend. In die-
sen Gemeinden macht es keinen Sinn, Bioabfall 
getrennt einzusammeln. Durch die vorgesehene 
Regelung wird zu Recht befürchtet, dass Bioab-
fall unter dem Deckmantel der Eigenkompostie-
rung in den Restmüll wandert.

§ 15a Eigentumsübergang:§ 15a Eigentumsübergang:

Der neue § 15a wird als positiv gesehen, ist aber 
um einen weiteren Eigentumerwerbstatbestand  

zu ergänzen und zwar, dass der Eigentumsüber-
gang auch dann erfolgt, wenn der Abfall in einen 
von der Gemeinde oder den Abfallverbänden zur 
Verfügung gestellten Abfallsammelbehälter ein-
gebracht wird.

AbfallwirtschaftskonzeptAbfallwirtschaftskonzept

Aufbauend auf die Änderung des Tiroler AWG 
muss auch das Abfallwirtschaftskonzept des 
Landes geändert und angepasst werden.
Aufgrund der europarechtlichen und bundes-
rechtlichen Vorgaben hat das Land Tirol für die 
Abfälle, die in Behandlungsanlagen beseitigt 
werden, die Prinzipien der Entsorgungsautarkie 
und der Nähe anzustreben. Der Landesgesetzge-
ber ist daher verpfl ichtet, im Abfallwirtschafts-
konzept auch Deponien für gefährliche Abfälle 
als öffentliche Behandlungsanlagen vorzusehen.

Die oben zur Novelle des Tiroler AWG vorge-
brachten Bedenken und Änderungen sind im 
Abfallwirtschaftskonzept entsprechend umzu-
setzen.

Der Tiroler Gemeindeverband hat in Absprache 
mit den Tiroler Abfallverbänden (sind auch die 
Gemeinden) zum zweiten Mal seine Bedenken, 
insbesondere gegen die Einschränkung der An-
dienungspfl icht durch die Schaffung neuer Ab-
fallbegriffe vorgebracht und befürchtet zu Recht 
eine beträchtliche Reduzierung jener Abfallmen-
gen, die auf öffentliche Behandlungsanlagen zu 
verbringen sind, was in der Folge zu erheblichen 
Erhöhungen der Müllgebühren führen muss und 
schlussendlich den Bürger belastet.

Personalia

Alt-Bgm. Josef Hintner, Langkampfen 75
Bgm. Thomas Mößmer, Leutasch 55
Bgm. Mag. Karl Popeller, Ainet 55
Bgm. Helmut Schönherr, Pfl ach 60
Alt-Bgm. Peter Sprenger, Berwang 65
Bgm. Otto Mauracher, Buch in Tirol 55
Präs. Bgm. Mag. Ernst Schöpf, Sölden 50
Alt-Bgm. Ernst Leitgeb, Mieders 70
Alt-Bgm. Robert Marthe, Wildermieming 70
Alt-Bgm. Martin Barbist, Grän 85

Bgm. Rupert Soder, Scheffau a. W.K. 55
Alt-Bgm. Albert Wolf, Bach 70
Bgm. Bernhard Singer, Elbigenalp 55
Bgm. Josef Lusser, Innervillgraten 50
Bgm. Erich Ruetz, Völs 50
Alt-Bgm. Johann Dengg, Hippach 80
Alt-Bgm. KR Meinrad Senn, Ladis 80
Bgm. Walter Hofer, Ellbögen 55
Bgm. KR Franz Troppmair, Wattens 70
Alt-Bgm. Walfried Reimeir, Steinach a. Br. 85

Der Tiroler Gemeindeverband gratuliert den Jubilaren recht herzlich zum Geburtstag und 
wünscht weiterhin alles Gute, viel Gesundheit und Glück.

Geburtstage feiern:
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Mit einer Reihe erfolgreicher Großpro-
jekte für namhafte Unternehmen wie dm 
und TUI hat sich die innovaphone AG auch 
in Österreich einen Namen als Anbie-
ter von IP-Telefonie-Lösungen gemacht. 
Doch schon lange setzen auch viele klei-
ne und mittelgroße Gemeinden auf die 
Technologie aus Sindelfi ngen. Um den 
österreichischen Markt noch intensiver zu 
bearbeiten, hat der IP-Telefonie-Spezialist 
mit Kufgem-EDV unlängst einen weiteren 
Partner zertifi ziert. Im Fokus stehen dabei 
KMUs und Kommunen in Tirol und Salz-
burg. Von den Standorten Innsbruck und 
Kufstein aus betreut Kufgem inzwischen 
mehr als 360 Gemeinden sowie knapp 200 
Unternehmen.

„Mit Kufgem haben wir einen Partner gefun-
den, bei dem sich zeigt, dass man mit unseren 
Produkten bereits nach kurzer Zeit sehr erfolg-
reich am Markt agieren kann. Von Beginn an 
konnten mit großer Kompetenz und Zuverläs-
sigkeit zahlreiche Kunden vor Ort gewonnen 
werden“, so Philipp Truckenmüller, Key Ac-
count Manager Österreich bei innovaphone. 
Mit der IP-PBX von innovaphone ausgestattet 
wurden unter anderem die Gemeinden Nuß-
dorf bei Salzburg, Arzl im Pitztal sowie Tarrenz, 
ebenso der ARBÖ-Stützpunkt in Kufstein und 
die Firma Profi pack Verpackungsmaschinen.

Auch bei Kufgem sieht man große Chancen in 
der Zusammenarbeit. „Mit dem Produktport-
folio von innovaphone können wir ein maß-
geschneidertes Lösungspaket schnüren, das 
exakt auf die Anforderungen der jeweiligen 
Gemeinde oder Firma abgestimmt ist. Indem 
die Lösung durchgängig standardbasiert und 
praktisch unbegrenzt nach oben und unten 
skalierbar ist, vereint sie ein Maximum an Fle-
xibilität mit hohem Investitionsschutz“, so der 
für den Bereich Voice-over-IP produktverant-
wortliche Kufgem-Techniker Daniel Haidacher.

Das denken Kufgem-Kunden über innova-
phone:
„Bei der Entscheidung für IP-Telefonie hat der 
Preis eine wichtige Rolle gespielt. Wir wollten 
außerdem eine Telefonanlage, die einfach zu 
bedienen ist. Die Möglichkeit, zusätzlich unsere 
beiden Unternehmen „virtuell“ auf einer Telefo-
nanlage abzubilden, rundet das Gesamtpaket ab.
Karl Oberst, Fa. Profi pack und Fa. Koller

„Wir haben uns wegen der hohen Leasingraten 
für unsere herkömmliche TK-Anlage nach einer 
Alternative umgesehen. Seit wir innovaphone 
im Einsatz haben, haben sich die Kosten um ein 
Vielfaches reduziert und die Funktionsmöglich-
keiten beträchtlich erweitert.“
Reinhard Winkler, Amtsleiter der Gemeinde Nuß-
dorf am Haunsberg

„Das gute Preis-Leistungsverhältnis und die leich-
te Einbindung der Anlage haben uns auf Anhieb 
überzeugt. Die einfache Bedienung und auch die 
Möglichkeit, viele Einstellungen selbst vorzuneh-
men, runden das gute Paket ab.“
Norbert Hetz, Amtsleiter der Gemeinde Piesen-
dorf

“Da in unserer Gemeinde Microsoft Outlook ver-
wendet wird, sind wir von der Möglichkeit der 
Direktwahl aus Outlook begeistert. Auch der 
Wegfall der Wartungskosten spielte bei unserer 
Entscheidung eine Rolle.“
Stefan Ruetz, Gemeinde Tarrenz

„Das System von innovaphone ist sehr wartungs-
arm und kompakt gebaut. Die Einbindung der 
Außenstellen in Verbindung mit unseren beste-
henden Firewalls war ohne größeren Aufwand 
zu bewerkstelligen. Das System läuft vom ersten 
Tag an stabil und ohne Ausfälle.“
Martin Böhm, REcon Containerhandel

IP-Telefonie auch für kleine und
mittelgroße Gemeinden
Kufgem und innovaphone bieten maßgeschneiderte Lösungen an

Der VoIP-verantwortliche Kufgem-Techniker 
Daniel Haidacher schwört auf die innovapho-
ne-Lösung: „Die gesamte Telefonanlage kann 
schnell und einfach über den PC konfi guriert 
und angepasst werden. Entweder durch den 
Kunden selbst oder online über unsere Kufgem-
Fernbetreuung.“
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Kontakt:

Kufgem-EDV 
Gesellschaft m.b.H.
Fischergries 2 
6330 Kufstein
Tel +43 (0)5372 6902
info@kufgem.at
www.kufgem.at


